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Hessisches Gesetz über den Brandschutz,  

die Allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz 

(Hessisches Brand- und Katastrophenschutzgesetz - HBKG) 

in der Fassung vom 14. Januar 2014 

zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 30. September 2021  
(GVBl. S. 602)  

 
§ 1 

Zweck und Anwendungsbereich 

(1) Zweck dieses Gesetzes ist 

1. die Gewährleistung vorbeugender und abwehrender Maßnahmen gegen 
Brände und Brandgefahren (Brandschutz) und gegen andere Gefahren 
(Allgemeine Hilfe), 
 

2. die Vorbereitung der Abwehr und die Abwehr von Katastrophen 
(Katastrophenschutz). 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht, soweit vorbeugende und abwehrende Maßnahmen nach 
Abs. 1 aufgrund anderer Rechtsvorschriften gewährleistet sind. Bis zum Eingreifen 
der danach zuständigen Stellen treffen die in § 2 Abs. 1 genannten Aufgabenträger 
im Wege des ersten Zugriffs bei bestehender oder unmittelbar bevorstehender 
konkreter Gefährdung von Leben, Gesundheit, natürlichen Lebensgrundlagen, 
Sachen oder Tieren die erforderlichen Maßnahmen. 

(3) Der Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und der Katastrophenschutz sollen den 
Selbstschutz der Bevölkerung durch im öffentlichen Interesse gebotene behördliche 
Maßnahmen ergänzen. 

 

§ 15 
Gefahrenverhütungsschau 

(1) Zum Zwecke der vorbeugenden Abwehr von Gefahren durch Brände, 
Explosionen oder andere Gefahr bringende Ereignisse (Vorbeugender Brandschutz) 
findet in regelmäßigen Zeitabständen eine Gefahrenverhütungsschau statt. 

(2) Gefahrenverhütungsschau ist die Überprüfung von baulichen Anlagen nach § 2 
Abs. 2 der Hessischen Bauordnung vom 28. Mai 2018 (GVBl. S. 198), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 3. Juni 2020 (GVBl. S. 378), die aufgrund ihrer Art, ihrer 
Nutzung, ihrer Lage oder ihres Zustandes im Schadensfall eine Gefährdung für eine 
größere Anzahl von Personen oder eine erhebliche Gefährdung für die natürlichen 
Lebensgrundlagen, für Sachwerte, für wertvolles Kulturgut oder eine erhebliche 
Störung der öffentlichen Sicherheit hervorrufen können. 
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(3) Eigentümerinnen und Eigentümer, Besitzerinnen und Besitzer und sonstige 
Nutzungsberechtigte von baulichen Anlagen nach Abs. 2 sind verpflichtet, die 
Gefahrenverhütungsschau zu dulden, den hiermit beauftragten Personen den Zutritt 
zu allen Räumen sowie die Prüfung aller Einrichtungen und Anlagen zu gestatten, 
die erforderlichen Auskünfte zu erteilen und die bei der Gefahrenverhütungsschau 
festgestellten Mängel innerhalb der ihnen gesetzten Frist zu beheben. 

(4) In öffentlichen baulichen Anlagen nach Abs. 2 des Bundes oder des Landes 
findet die Gefahrenverhütungsschau im Benehmen mit deren Behörden statt. 

(5) Abs. 1 und 2 finden auf Betriebe, die der Aufsicht der Bergbehörde oder der 
Überwachung nach dem Arzneimittelgesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 12. Dezember 2005 (BGBl. I S. 3394), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10. 
August 2021 (BGBl. I S. 3436), unterstehen, keine Anwendung. 

(6) Die Feuerstättenschau nach § 14 Abs. 1 Satz 2 des Schornsteinfeger-
Handwerksgesetzes vom 26. November 2008 (BGBl. I S. 2242), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 9. Juni 2021 (BGBl. I S. 1654), bleibt hiervon unberührt. 

(7) Für die Durchführung der Gefahrenverhütungsschau werden Gebühren nach 
örtlichen Gebührenordnungen erhoben. 

 

§ 16 

Zuständigkeit 

(1) Die Gefahrenverhütungsschau wird den Brandschutzdienststellen der Landkreise 
sowie den kreisfreien Städten und den kreisangehörigen Gemeinden, die ein eigenes 
Bauaufsichtsamt haben, als Aufgabe zur Erfüllung nach Weisung übertragen 

(2) In Betrieben mit Werkfeuerwehr kann die zuständige Behörde die Leitung der 
Werkfeuerwehr mit der Gefahrenverhütungsschau beauftragen, wenn sie über die 
erforderliche Sachkunde verfügt. 

 

§ 45 

Vorsorgepflicht der Eigentümerinnen und Eigentümer 

sowie Besitzerinnen und Besitzer von Grundstücken 

(1) Eigentümerinnen und Eigentümer, Besitzerinnen und Besitzer sowie sonstige 
Nutzungsberechtigte baulicher Anlagen, die besonders brand- oder 
explosionsgefährdet sind, oder durch die im Falle eines Brandes, einer Explosion 
oder eines sonstigen gefahrbringenden Ereignisses eine größere Anzahl von 
Menschen oder Tieren, die natürlichen Lebensgrundlagen oder erhebliche 
Sachwerte gefährdet werden können, können, soweit nicht eine gesetzliche 
Verpflichtung besteht, von der zuständigen Behörde nach § 16 Abs. 1 verpflichtet 
werden, auf eigene Kosten zum Zwecke der Verhütung oder Bekämpfung von 
Bränden, Explosionen und sonstigen gefahrbringenden Ereignissen 
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1. die erforderlichen Geräte und Einrichtungen bereitzustellen, zu unterhalten 
und für deren ordnungsgemäße Bedienung zu sorgen, 
 

2. für die Bereitstellung von ausreichenden Löschmittelvorräten und anderen 
notwendigen Materialien zu sorgen, 

 
3. alle weiteren notwendigen organisatorischen Vorkehrungen zu treffen, 

insbesondere betriebliche Alarmpläne und Gefahrenabwehrpläne aufzustellen 
und fortzuschreiben, die mit den Alarmplänen, den Einsatzplänen und den 
Katastrophenschutzplänen abgestimmt sind, sowie Übungen durchzuführen, 

 
4. eine jederzeit verfügbare und gegen Missbrauch geschützte Verbindung zu 

einer Zentralen Leitstelle für den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe, den 
Katastrophenschutz und den Rettungsdienst einzurichten und zu unterhalten, 

 
5. Brandmeldeanlagen an die öffentliche Empfangseinrichtung bei der Zentralen 

Leitstelle anzuschließen, 
 

6. entsprechend den örtlichen Erfordernissen eine Gebäudefunkanlage 
einzurichten, zu unterhalten und auf einem, den Funkanlagen nach § 5 Abs. 1 
Nr. 7 entsprechenden Stand der Technik zu halten, 
 

7. Maßnahmen zu veranlassen, die 
 

a) der Entstehung eines Brandes und der Ausbreitung von Feuer und Rauch 
vorbeugen, 
 

b) bei einem Brand die Rettung von Menschen und Tieren sowie wirksame 
Löscharbeiten ermöglichen; 
 

die Regelungen der Hessischen Bauordnung bleiben unberührt. 
 

(2) Die Herstellung, Verarbeitung und Lagerung von Sachen und Stoffen mit 
besonderer Brandgefahr, Explosionsgefahr oder sonstiger Gefahr und das 
Erfordernis, im Falle von Bränden besondere Löschmittel einzusetzen, sind der 
Gemeinde unverzüglich anzuzeigen. Über die Besonderheiten des Lagergutes oder 
Verarbeitungsgutes sind außerdem an den Zugängen zu den Lagerstätten oder 
Verarbeitungsstätten entsprechende Hinweise anzubringen. 

(3) Eigentümerinnen und Eigentümer, Besitzerinnen und Besitzer sowie sonstige 
Nutzungsberechtigte abgelegener baulicher Anlagen, die nicht über eine 
ausreichende Löschwasserversorgung verfügen, können von der Gemeinde 
verpflichtet werden, ausreichende Löschmittel bereitzustellen. 


